
AfD und Bundeswehr
Die Gewinnung von Jugendlichen spielt für viele politischen Organisationen
eine wichtige Rolle,  da sie häufig noch offener gegenüber verschiedenen
Positionen  sind.  Linke  werben  um  sie,  weil  Jugendliche  meistens  den
progressivsten und militantesten Teil von Bewegungen darstellen. Für rechte
Gruppen  bleibt  immerhin  noch  die  Militanz.  Also  wird  versucht  an  den
Schulen, die die Organisationszentren der Jugend sind, einen Einfluss an die
Seite  des bürgerlichen Staates  zu setzen,  in  dessen Sinne die  Schule ja
agiert. Die AfD wirbt hier nicht mit Rechtsrock-CDs, wie die Faschist_Innen
auf dem Land es tun, sondern versucht auf Podiumsveranstaltungen ihre
ekelhafte,  rassistische  und  reaktionäre  Hetze  zu  verbreiten.  Für  den
Schulgeschichtsunterricht schlägt AfD übrigens vor, sich weniger auf das 20.
und  mehr  auf  das  19.  Jahrhundert  zu  konzentrieren,  also  „die  aktuelle
Verengung  der  deutschen  Erinnerungskultur  auf  die  Zeit  des
Nationalsozialismus […] zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrachtung
aufzubrechen”,  damit  “auch  die  positiven,  identitätsstiftenden  Aspekte
deutscher  Geschichte  mit  umfasst”  werden.  Aber  auch  der  staatliche
Kriegsapparat bemüht sich, um Jugendliche für seine Sache zu gewinnen.
Allein  2014  mit  einem  Budget  von  knapp  30  Milliarden  Euro  für
‚Nachwuchswerbung‘  ausgestattet,  durfte  die  Bundeswehr  in  maroden
Schulgebäuden Schüler_Innen für die brutale Durchsetzung der Interessen
des deutschen Imperialismus bequatschen (2014: 140.000 in 8.100 Vorträgen
erreichte  Schüler_Innen,  sowie  125.000,  die  von  Jugendoffizieren  mit
besonderer  Schulung  in  politischen  Debatten  z.B.  im Unterricht  besucht
wurden). Nicht nur diese jedoch: Mittlerweile wird verstärkt auf sogenannte
Multiplikatoren gesetzt. Das sind z.B. Lehrer_Innen oder Schulleiter_Innen,
die  angequatscht  werden  und  dann,  aus  ihrer  vermeintlich  neutralen
Position, die Propaganda der Bundeswehr an die Schüler_Innen weitergeben.

Als Reaktion auf solch ungebetene Gäste beschränken sich leider viele Linke
auf Appelle an die Lehrer_Innen oder die Schulleitung oder rücken diese
Möglichkeit zumindest an vorderste Stelle. Die Schulleitung ist allerdings
austauschbar und besitzt keinerlei demokratische Legitimierung, sodass ihre
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Absage an Faschos,  Rechtspopulist_Innen oder militärische Schergen von
anderer Bedeutung ist, als die Verweigerung der gesamten Schule. Versuche
von  Schüler_Innen  selbst  derartige  Veranstaltungen  zu  verhindern,  zu
sabotieren oder dort wenigstens eine gegensätzliche Position hineinzutragen
bleiben so isoliert, individualistisch und sind oft zum Scheitern verurteilt, wie
dies bei einer AfD-Veranstaltung in Landau sehr medienwirksam der Fall
war. Dort haben Schüler_Innen die liebenswürdige Initiative ergriffen bei
einer  Veranstaltung  der  AfD-Bundesvorsitzenden  Frauke  Petry,  Zettel  im
Saal zu verteilen, die über die reaktionäre Politik der AfD aufklären sollten.
Leider waren die unorganisierten Schüler_Innen jedoch schlecht vorbereitet
und  wurden  von  Frauke  Petry  hämisch  auflaufen  gelassen.  Es  ist
grundsätzlich  falsch  sich  im  Kampf  gegen  Krieg  oder  Rassismus  auf
bürgerliche Autoritäten wie die Schulleitung zu verlassen, da diese nur nach
ihren  eigenen  Interessen  handeln  und  Schulleiter_Innen  nicht  selten
konservative Reaktionäre sind. Für uns ist es wichtig, dass wir Jugendliche
selbst  massenhafte  und  organisierte  Maßnahmen  ergreifen  und  unsere
Schulen  gegen  solche  Gestalten  verteidigen.  Dies  bringt  auch  einen
pädagogischen Effekt mit sich: Denn so lernen wir, dass wir gemeinsam stark
genug sind um uns gegen jede Autorität zu behaupten. Wir dagegen wollen
gemeinsam  mit  den  Schüler_Innen  den  politischen  und  aktionistischen
Widerstand  organisieren.  Die  davon  betroffen  sind,  sollen  selbst  die
Instrumentalisierung  ihrer  Schule  für  rassistische  oder  militaristische
Zwecke verhindern. Nur so kann die Schule dauerhaft frei davon gehalten
werden, da die Schüler_Innen, sobald sie als Kollektiv aus dem Rahmen der
sie umgebenden Herrschaftsverhältnisse ausbrechen, keiner höheren Instanz
untergeben  sind.  Hinter  dem_der  Schulleiter_In  steht  das  Schulamt  und
hinter dem Schulamt irgendwann Staat und Kapital, für welches die AfD ja
Politik macht.

Außerdem würde eine Kontrolle der Schüler_Innen über die Gäste an einer
Schule die Machtverhältnisse dort überhaupt erst in Frage stellen: Warum
sollten Schüler_Innen dann nicht  auch über  Lehrplan,  Bewertungssystem
oder Schulgebäude bestimmen? Der Kampf um diese Kontrolle würde dann
auch  die  Frage  nach  einer  schlagkräftigen  Schüler_Innengewerkschaft



aufwerfen.

Anzufangen  empfiehlt  es  s ich  mit  dem  Aufbau  einer  l inken
Schüler_Innengruppe, die linke Politik in Form von Diskussionsveranstaltung;
Flugblättern;  aber  auch direkter  Aktion  an die  Schule  tragen kann.  Der
bundesweite  Schulstreik  am 29.9.  (?)  bietet  dafür  einen  hervorragenden
Anlass. Die Schüler_Innenvertretung hat außerdem das Recht zweimal pro
Semester  eine  Vollversammlung  einzuberufen,  zu  der  sie  auch
Gastredner_Innen einladen kann,  um sich  an  die  Schüler_Innenschaft  zu
wenden.  Wenn  ihr  nicht  länger  wollt,  dass  Rassist_Innen  und
Kriegstreiber_Innen sich an eurer Schule tummeln, dann kontaktiert uns und
wir organisieren den Protest gemeinsam!
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